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111. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Auslieferungsübereinkommens
112. Kundmachung: Geltungsbereich des Zweiten Zusatzprotokolls zum Europäischen Ausliefe-

rungsübereinkommen
113. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung,

Herstellung und Lagerung bakteriologischer (biologischer) Waffen und von
Toxinwaffen sowie die Vernichtung solcher Waffen

114. Kundmachung: Weitergeltung des Luftverkehrsabkommens zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung von Macau

111. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Auslieferungsübereinkommens

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die Ukraine am 1. Februar 2000 nach-
stehende Erklärung zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen (BGBl. Nr. 320/1969, letzte Kund-
machung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 44/2000) abgegeben:

Das Justizministerium der Ukraine (in Fällen von Ersuchen durch Gerichte) und die General-
staatsanwaltschaft der Ukraine (in Fällen von Ersuchen durch Behörden der vorgerichtlichen Erhebungen)
sind jene Behörden, auf die in Art. 12 Abs. 1 des durch das Zweite Zusatzprotokoll ergänzte Überein-
kommens Bezug genommen wird.

Schüssel

112. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zweiten Zu-
satzprotokolls zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die Ukraine am 1. Februar 2000 nach-
stehende Erklärung zum Zweiten Zusatzprotokoll zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen
(BGBl. Nr. 297/1983, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 45/2000) abgegeben:

Das Justizministerium der Ukraine (in Fällen von Ersuchen durch Gerichte) und die General-
staatsanwaltschaft der Ukraine (in Fällen von Ersuchen durch Behörden der vorgerichtlichen Erhebungen)
sind jene Behörden, auf die in Art. 12 Abs. 1 des durch das Zweite Zusatzprotokoll ergänzte Überein-
kommens Bezug genommen wird.

Schüssel

113. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung bakteriologischer
(biologischer) Waffen und von Toxinwaffen sowie die Vernichtung solcher Waffen

Nach Mitteilungen der Regierungen der Russsischen Föderation, des Vereinigten Königreichs und
der Vereinigten Staaten haben folgende weitere Staaten ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung bakteriologischer
(biologischer) Waffen und von Toxinwaffen sowie die Vernichtung solcher Waffen (BGBl. Nr. 432/1975,
letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 584/1993) hinterlegt bzw. erklärt, sich auch
weiterhin an das Übereinkommen gebunden zu erachten:
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Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde

oder Kontinuitätserklärung:

Armenien 7. Juni 1994
Bosnien und Herzegowina 15. August 1994
Gambia 7. Mai 1997
Georgien 22. Mai 1996
Lettland 6. Februar 1997
die ehemalige jugoslawische
    Republik Mazedonien 14. März 1997
St. Vincent und die Grenadinen 13. Mai 1999
Turkmenistan 11. Jänner 1996
Usbekistan 2. Jänner 1996

Einer weiteren Mitteilung zufolge ist auf Grund einer Erklärung des Vereinigten Königreichs die
Anwendung des Übereinkommens auf Hongkong mit Wirksamkeit vom 1. Juli 1997 erloschen.

Schüssel

114. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend Weitergeltung des Luftverkehrsab-
kommens zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung von Macau

Auf Grund gegenseitiger Bestätigungen zwischen Österreich und China findet das Luftverkehrs-
abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung von Macau (BGBl.
Nr. 741/1995) auf die Sonderverwaltungsregion Macao weiterhin Anwendung.

Schüssel
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